
a) Von Justizbediensteten ist für privat gefertigte Fotokopien je Kopie ein Betrag von 0,10 DM
zu erheben.

b) Sofern behördenfremde Personen auf dienstlichen Fotokopiergeräten Ablichtungen selbst
herstellen, ist je Kopie ein Betrag von 0,50 DM zu erheben.

c) Wenn Bedienstete anderer Landesbehörden Fotokopien zur dienstlichen Verwendung
selbst herstellen, ist kein Entgelt zu erheben.

d) Die Erhebung von Kopiergebühren (Schreibauslagen) nach Kostengesetzen bleibt
unberührt.

a) Regelung über „private Fotokopien“ im Staatsministerium der Justiz gemäß
Justizministerialschreiben vom 6. Mai 1992 (nicht veröffentlicht), verlängert durch
Verwaltungsvorschrift vom 28. November 1997 (SächsABl. S. 1260);

b) Regelung über „private Fotokopien“ der Gerichte, Staatsanwaltschaften, der
Generalstaatsanwaltschaft und der Justizschule gemäß Justizministerialschreiben vom
6. Mai 1992 (nicht veröffentlicht), verlängert durch Verwaltungsvorschrift vom
28. November 1997 (SächsABl. S. 1260);

c) Regelung über die „Kopiergebühren für Justizangestellte und behördenfremde Personen“
gemäß Justizministerialschreiben vom 28. November 1993 (nicht veröffentlicht), verlängert
durch Verwaltungsvorschrift vom 2. November 1998 (SächsABl. S. 835).

Verwaltungsvorschrift
des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 

zur Erhebung von Entgelten für privat gefertigte Kopien 
(VwV Kopien)
Vom 9. Juli 1999

Kopiergeräte dienen grundsätzlich der Herstellung dienstlich veranlasster Kopien. Soweit dienstliche
Interessen nicht entgegenstehen, kann gegen Erhebung eines Entgelts die Fertigung von privaten
Kopien zugelassen werden. Im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen, soweit dieses
erforderlich ist, wird hierzu Folgendes bestimmt:

1. Entgelt

2. Buchung

Für die Behandlung der bar eingenommenen Beträge sind Nummer 36.5 zu § 70 der Vorläufigen
Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zur Vorläufigen
Sächsischen Haushaltsordnung (Vorl. VwV-SäHO) vom 20. Oktober 1997 (SächsABl. Sonderdruck
Nr. 13/1997) und Nummer 2.2.5 der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der
Justiz zur Ergänzung der Zahlstellenbestimmungen (VwV ZErgBest-Justiz) vom 25. Juni 1996
(SächsJMBl. S. 86) zu beachten. Behördenfremden Personen, die regelmäßig Kopien selbst
herstellen, soll zur Reduzierung des Bargeldverkehrs ab einem Betrag von 25 DM eine Rechnung
übersandt werden. Der Kasse ist mit Muster 01 EDVBK eine Annahmeanordnung zu erteilen. Die
Buchung erfolgt bei gemieteten Kopiergeräten durch Rotabsetzung beim Titel 518 02, bei gekauften
Geräten beim Titel 511 01. Werden Beträge für Kopien aus Akten und Registern direkt entrichtet,
können diese auch mit Gebührenstempler oder Gerichtskostenmarken bezahlt werden. Hier verbleibt
der Betrag beim Titel 111 01.

3. In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Sächsischen
Justizministerialblatt in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft:

Dresden, den 9. Juli 1999

Der Staatsminister der Justiz 
Steffen Heitmann

VwV Kopien
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